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Aufkommen aus den wichtigsten Steuerarten und Aufteilung auf die 

Gebietskörperschaften 2010, 2015, 2020 und 2024 

 

 

 

 2010 2015 2020 2024 

 
Mrd. 
Euro 

In % 
Mrd. 
Euro 

In % 
Mrd. 
Euro 

In % 
Mrd. 
Euro 

In % 

Steuereinnahmen1) 

insgesamt 530,6 100 673,3 100 739,7 100 941,6 100 

darunter:         

- Steuern vom Einkommen 204,5 38,6 204,5 38,6 339,6 45,9 426,7 45,0 

darunter:         

- Lohnsteuer  G 127,9 24,1 178,9 24,1 209,3 28,3 248,7 26,2 

- Veranlagte Einkommensteuer 31,2 5,9 48,6 5,9 59,0 8,0 73,6 7,8 

- Nicht veranlagte Steuer vom 
Ertrag  G 

13,0 2,5 17,9 2,5 21,5 2,9 33,2 3,5 

- Zinsabschlagsteuer bzw. 
Abgeltungsteuer  G 

8,7 1,6 8,3 1,6 6,8 0,9 18,2 1,9 

- Körperschaftsteuer  G 12,0 2,3 19,6 2,3 24,3 3,3 40,4 4,3 

- Solidaritätszuschlag  B 11,7 2,2 15,9 2,2 18,7 2,5 12,6 1,3 

- Umsatzsteuer  G 180,0 33,9 209,9 33,9 219,5 29,7 299,0 31,6 

- Gewerbesteuer  K 35,7 6,7 45,7 6,7 45,3 6,1 75,3 7,9 

- Grundsteuer  K 11,3 2,1 13,2 2,1 14,3 1,9 16,1 1,7 

- Energiesteuer  B 39,8 7,5 39,6 7,5 37,6 5,1 36,1 3,8 

- Tabaksteuer  B 13,5 2,5 14,9 2,5 14,7 2,0 15,2 1,6 

- Versicherungsteuer  B 10,3 1,9 12,4 1,9 14,6 2,0 18,2 1,9 

- KFZ-Steuer  B 8,5 1,6 8,8 1,6 9,5 1,3 9,7 1,0 

- Erbschaftsteuer  L 4,4 0,8 6,3 0,8 8,6 1,2 10,0 1,1 

- Grunderwerbsteuer  L 5,3 1,0 11,2 1,0 16,1 2,2 12,8 1,4 

Aufteilung auf die Gebietskörperschaften (nach der Steuerverteilung)  

Bund 225,8 42,5 281,6 41,8 283,1 38,3 375,0 39,6 

Länder 210,1 39,6 267,9 39,8 316,3 42,7 394,8 41,7 

Gemeinden 70,4 13,3 93,1 13,8 107,8 14,6 145,5 15,4 

EU 24,4 4,6 30,9 4,6 32,8 4,4 32,0 3,4 

G = Gemeinschaftliche Steuer           B = Bundessteuer            L = Landessteuer            K = Kommunale Steuer 

Quelle: Bundesfinanzministerium (zuletzt 2025), Datensammlung zur Steuerpolitik, 
kassenmäßige Steuereinnahmen. S. 10; Statistisches Bundesamt (zuletzt 2025), 
Steuerarten nach der Steuerverteilung, Code: 71211-0002  

1) vor der Steuerverteilung 
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Aufkommen aus den wichtigsten Steuerarten und Aufteilung auf die Gebietskörperschaften 2010, 2015, 2020 und 2024  

Die Einnahmen der öffentlichen Haushalte (Bund, Länder und Gemeinden) werden zum größten Teil über Steuern finanziert. Dabei handelt es 

sich um eine Vielzahl unterschiedlicher Steuerarten, die zwischen Bund, Ländern und Kommunen aufgeteilt werden.  

Betrachtet man die Bedeutung der einzelnen Steuerarten am Gesamtaufkommen (vgl. Abbildung II.14), so dominieren im Jahr 2024 die Einkom-

mensteuer und die Umsatzsteuer. So tragen allein die Zweige der Einkommensteuer zu 45,0 % des Gesamtaufkommens bei. Von hervorste-

chender Bedeutung ist dabei die Lohnsteuer, der die abhängig Beschäftigten im Quellenabzugsverfahren unterliegen; sie hat einen Anteil von 

26,2 %. Die anderen Zweige der Einkommensteuer, die auf Einkommen aus selbständiger Tätigkeit, auf Kapitalerträge und auf die Gewinne von 

Körperschaften (Kapitalgesellschaften) abstellen, haben demgegenüber ein weit geringeres Aufkommen.  

Die Umsatzsteuer (im Wesentlichen die Mehrwertsteuer) hat einen Anteil von 31,6 % am Gesamtaufkommen. Berücksichtigt man auch die wei-

teren speziellen Verbrauchsteuern, wie vor allem Versicherungssteuer, Tabaksteuer, Energiesteuer, KFZ-Steuer, dann kommen die Steuern auf 

den Verbrauch, die als indirekte Steuern auf die Preise übergewälzt werden, auf einen Anteil von gut 40 % des Gesamtaufkommens. Die Zuord-

nung der einzelnen Steuern auf die Gebietskörperschaften zeigt sich wie folgt:  

• Zu den Gemeinschaftssteuern, die nach einem bestimmten Verteilungsschlüssel Bund, Ländern und Kommunen zufließen, zählen die Steu-

ern vom Einkommen (mit Ausnahme des Solidaritätszuschlags) und vom Umsatz. 

• Den Bundesländern stehen im Wesentlichen die Erbschaftssteuer und die Grunderwerbssteuer zu.  

• Die Kommunen erhalten die Einnahmen aus der Gewerbesteuer und der Grundsteuer.  

Die vielen „kleinen“ Steuern wie Biersteuer, Hundesteuer, Lotteriesteuer, Feuerschutzsteuer usw. bleiben hier unberücksichtigt.  

Insgesamt stehen 2024 dem Bund 38,8 % der Steuereinnahmen zu, den Ländern 41,7 % und den Kommunen 15,6 %. Im Verlauf seit 2010 

zeigen sich hier leichte Verschiebungen: Die Anteile von Ländern und Kommunen haben sich zu Lasten des Bundes erhöht.  

 

Höhe und Entwicklung des Steueraufkommens 

Die Höhe der Einnahmen aus den einzelnen Steuerarten und deren Entwicklung im Verlauf der zurückliegenden Jahre (hier seit 2010) hängen 

von vielen Faktoren ab: Bleiben die Steuersätze bzw. -tarife unverändert, kommt es vor allem auf die wirtschaftliche Entwicklung an: Steigen die 

Umsätze und die Einkommen (Arbeitseinkommen, Gewinne) – nominal oder real (nach Abzug der Preissteigerungen) – erhöht sich das Aufkom-

https://www.sozialpolitik-aktuell.de/files/sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/Finanzierung/Datensammlung/PDF-Dateien/abbII14.pdf
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men aus der Umsatz- wie der Einkommensteuer, bei einer schwachen Konjunktur oder gar Rezession muss mit rückläufigen Einnahmen gerech-

net werden. Diese volkswirtschaftliche Dynamik wirkt sich auch auf die Entwicklung der staatlichen Ausgaben aus, zentral sind aber die politischen 

Entscheidungen über die Schwerpunkte der staatlichen Aufgaben und Ausgaben. Gleichermaßen ist es Aufgabe der Politik, über Steuererhöhun-

gen bzw. -senkungen (veränderte Steuersätze und -tarife oder neue Steuerarten) zu entscheiden.   

 

Kreditaufnahmen und Staatsfinanzierung 

Klafft zwischen Steuereinnahmen und Staatsausgaben eine Lücke und besteht kein mehrheitlicher politischer Wille, Steuern zu erhöhen und/oder 

Ausgaben zu senken, so muss diese Lücke durch die Aufnahme von Krediten ausgeglichen werden. Nach der im Grundgesetz festgeschriebenen 

Schuldenbremse war dies Bund und Ländern aber bisher nur sehr begrenzt möglich. Eine „strukturelle“, also von der Konjunktur unabhängige 

Neuverschuldung war den Bundesländern untersagt und für den Bund auf maximal 0,35 Prozent des nominellen Bruttoinlandsprodukts (BIP) 

limitiert. Neben der strukturellen Neuverschuldung war zudem ein „konjunktureller Finanzierungssaldo“ zulässig, der im Aufschwung positiv und 

im Abschwung negativ ist. 

In den Jahren 2020 bis 2022 lag die Neuverschuldung des Bundes bei jeweils deutlich über 100 Mrd. Euro. Die Corona-Pandemie hatte zu 

Mindereinnahmen einerseits und staatlichen Mehrausgaben andererseits geführt. Diese Kreditaufnahme war zwingend erforderlich und auch 

erfolgreich, um die Krise zu bewältigen und einen tiefen wirtschaftlichen und sozialen Einbruch zu vermeiden. Im Jahr 2023 wurde die Nettokre-

ditaufnahme des Bundes dann aber wieder auf gut 27 Mrd. Euro reduziert.   

Angesichts der erforderlichen zusätzlichen Staatsausgaben in Folge der globalen Krisen (Ukraine-Krieg, Energiewende, ökonomische Transfor-

mation) und der teilweise maroden öffentlichen Infrastruktur stand die Schuldenbremse schon lange im Kreuzfeuer der Kritik, notwendige Inves-

titionen für eine nachhaltig positive Wirtschaftsentwicklung und innere Sicherheit zu verhindern. Der Bundestag und Bundesrat haben im März 

2025 eine Reform der Schuldenbremse beschlossen, um den Investitionsstau aufzulösen. Bestimmte Ausgabenbereiche sind demnach nur noch 

bis zu 1% des BIP auf die Neuverschuldung anzurechnen. Darüber hinausgehende Kreditaufnahmen sind in Bereichen wie Verteidigung oder 

Bevölkerungsschutz von der Schuldenbremse ausgenommen. Das ebenso beschlossene Sondervermögen in Höhe von 500 Mrd. Euro soll In-

vestitionen in Infrastruktur und Klimaschutz ermöglichen.  

 

Steuereinnahmen und Corona-Krise 

Im Jahr 2019 bezifferte sich das Gesamtsteueraufkommen auf rund 800 Mrd. Euro. Die im nachfolgenden Jahr 2020 eingetretene Corona-Krise 

hat zu einem scharfen Rückgang des Aufkommens auf rund 740 Mrd. Euro geführt, das entspricht einem Minus von 7,5 %. Denn angesichts des 
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wiederholten und z.T. langandauernden Lockdowns in weiten Bereich des Dienstleistungssektors, aber auch der Mobilitätseinschränkungen und 

der tiefgreifenden weltwirtschaftlichen Verwerfungen ist das Bruttoinlandsprodukts (BIP) um minus 3,4 % (vgl. Abbildung II.1b) eingebrochen – 

verbunden mit einem Rückgang sowohl der Arbeitseinkommen und Gewinne als auch des privaten Verbrauchs und mit entsprechend geringeren 

Steuereinnahmen. Hinzu kommt, dass in der zweiten Jahreshälfte 2020 die Mehrwertsteuersätze befristet gesenkt worden sind, um die Nachfrage 

zu stimulieren. Im Jahr 2021 sind die Steuereinnahmen wieder auf 833,2 Mrd. Euro angestiegen und 2024 erhöht sich das Aufkommen auf 948 

Mrd. Euro. 

 

Quellen 

Daten zu den einzelnen Steuerarten stammen aus folgender Quelle:  

Bundesministerium der Finanzen (2025), Datensammlung zur Steuerpolitik 2025 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/datensammlung-zur-steuerpolitik-2025.pdf 

Zur Aufteilung der Steuern auf die Gebietskörperschaften:  

Statistisches Bundesamt (zuletzt 2025): GENESIS-Online, Steuereinnahmen: Deutschland, Jahre, Steuerarten nach der Steuerverteilung, Tabel-

lencode 71211-0002 (eigene Berechnungen) 

 

 

Bearbeitungsstand: 21.05.2025 

https://www.sozialpolitik-aktuell.de/files/sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/Finanzierung/Datensammlung/PDF-Dateien/abbII1b.pdf
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